
…zum gesetzlichen Mindestlohn.

Gut so, wenn Sie sich für die Einführung von Min-
destlöhnen aussprechen. Sie finden es „unerträg-
lich«, dass 60 Prozent der Hamburger, die im Nie-
driglohnsektor arbeiten, eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung haben, aber mit Jammerlöhnen
abgespeist werden.
Ihre Partei, die SPD will gesetzliche Mindestlöhne
nur in den Fällen, in denen keine befriedigenden
Tarifregelungen zustande kommen. Ihre SPD
spricht nur von einem Auffangmindestlohn von
etwa 6 Euro. 
Damit lassen sich aber keine existenzsichernden
Löhne herstellen, sondern nur Armutslöhne festi-
gen.
Während sie und ihre Bremer Kollegen den Wäh-
lern vorgaukeln, sie seien für die Einführung ei-
nes Mindestlohns, verhindern sie im Bundestag
eine Mehrheit dafür: Vor drei Tagen stimmten die
CDU und SPD einheitlich für die Absetzung des
von der Fraktion DIE LINKE beantragten Tops
Mindestlohn von der Tagesordnung des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales. 

Werden Sie deutlich und bekennen Sie Farbe: 

7,50 Euro, wie sie von
den Gewerkschaften als
erster Einstieg in den ge-
setzlichen Mindestlohn
gefordert werden sind das
absolute Minimum, und nicht irgendein Ver-
handlungsgegenstand. 
DIE LINKE fordert den Einstieg in den gesetz-
lichen Mindestlohn mit 8 Euro Plus.

… für einen Politikwechsel 
in Hamburg.

Im Falle eines Wahlsiegs wollen Sie „ sofort“ über
100 Millionen Euro für neue Arbeitsplätze ausge-
ben.
Wer soll das glauben? Sie bekennen sich zur
Agenda 2010 und den Hartz-IV Gesetzen, klagen
aber über die rigorose Umsetzung dieser neolibe-
ralen Politik in Hamburg. 

DIE LINKE unterstützt die Forderung der Gewerk-
schaften nach einer Sozial- und Arbeitsmarktpo-
litik, »die endlich aufhört, Langzeitarbeitslose
massenhaft in nutzlose und würdelose Ein-Euro-
Jobs zu drücken und sie mit Sozialdetektiven zu
verfolgen, die besser als Betriebsprüfer gegen Um-
satzsteuerbetrug eingesetzt werden sollten«. 

DIE LINKE fordert als ersten Schritt eines Politik-
wechsels in Hamburg, 

die Umwandlung aller 1-Euro-Jobs in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse. 
Die vom CDU-Senat eingesparten Mittel für
Fortbildung und aktive Arbeitsmarktpolitik
müssen wieder für Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen eingesetzt werden.
Angesichts der Perspektivlosigkeit der Situa-
tion der Langzeitarbeitslosen ist der Aufbau
eines öffentlichen Beschäftigungssektors un-
verzichtbar.

Bekennen Sie Farbe, 
Herr Naumann…
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